
Punkten zu kennzeichnen. Im Tenor müssen alle Handlun­
gen, die dem Täter strafrechtlich zur Last gelegt werden 
sollen, erfaßt sein.
Es genügt nicht, sog. Serienstraftaten (z. B. Scheckbetrug 
und Zechprellerei) nur pauschal zu erfassen. Im Tenor 
ist gemäß § 155 Abs. 1 Ziff. 2 StPO jede Handlung, die 
dem Beschuldigten zur Last gelegt wird, aufzuführen. Das 
gilt besonders für Einzelhandlungen mit unterschiedlichen 
Begehungsweisen. Bei Serienstraftaten, die sich gegen den 
gleichen Geschädigten richten und immer wiederkehrend 
in gleicher Weise begangen werden (z. B. Diebstahl von 
Geld aus Kassen), ist dagegen eine Beschreibung jeder 
einzelnen Handlung nicht erforderlich. Hier genügt es, die 
Begehungsweise, den Ort der Handlung, den Geschädigten, 
den Tatzeitraum, die Zahl der Einzelhandlungen, den Um­
fang der Einzelhandlungen durch Angabe der niedrigsten 
und höchsten Schadenssumme und den Gesamtschadens­
betrag im Tenor zu nennen.
Wesentlich für den Inhalt des Tenors ist auch die Frage, 
ob in diesem Teil der Anklage lediglich ein strafrecht­
licher Bchuldvorwurf zu erheben oder dieser auch zu be­
gründen ist. Im Tenor sollte u. E. der Charakter der 
Schuld durch die Bezeichnung der zutreffenden Norm 
(§§ 6,7 oder 8 StGB) kenntlich gemacht werden. Bei Fahr­
lässigkeitsdelikten ist eine verbale Schilderung der Rechts­
pflichtverletzungen (z. B. aus der StVO oder einer ASAO) 
im Tenor in der Regel nicht notwendig; es genügt allein 
die Angabe der verletzten Gesetzesnormen.
Bei der Formulierung des wesentlichen Ermittlungsergeb­
nisses wird Genauigkeit, Kürze und Sachbezogenheit ange­
strebt. Im Mittelpunkt dieses Teils der Anklage steht 
die Darlegung des Sachverhalts. Nicht losgelöst davon, 
sondern sachbezogen müssen die Ausführungen zur Person, 
zu den Ursachen und Bedingungen der Straftat und 
zur Gesellschaftsgefährlichkeit bzw. Gesellschaftswidrigkeit 
sein. Die Reihenfolge, nach der das wesentliche Ermitt­
lungsergebnis aufgebaut wird, hängt vom jeweiligen Ein­
zelfall ab. Dafür gibt es kein Schema. Subjektive Wertun­
gen oder Erörterungen ohne exakten Nachweis gehören 
nicht in die Anklageschrift.
Nähere Ausführungen zur Gesellschaftsgefährlichkeit bzw. 
Gesellschaftswidrigkeit und eine Würdigung der gesell­
schaftlichen Auswirkungen der Straftat sollten grundsätz­
lich dem Plädoyer des Staatanwalts Vorbehalten sein. Hatte 
die Straftat aber besondere Auswirkungen auf die Ge­
sellschaft oder ist sie aus einer bestimmten Situation 
heraus entstanden, dann können entsprechende Ausfüh­
rungen dazu auch bereits in der Anklage notwendig sein. 
Nicht in jeder Anklageschrift muß eine Beweiswürdigung 
enthalten sein. Insbesondere bei einfachen Sachverhalten 
kann auf eine besondere Würdigung der Beweise verzich­
tet werden, weil sich hier meist aus der Schilderung des 
Tathergangs die Eindeutigkeit der Beweise ergibt. An­
ders verhält es sich dagegen beim Indizienbeweis. Der 
Staatsanwalt hat in diesen Fällen seine Erwägungen zur 
Richtigkeit der einzelnen Beweise und zu dem objektiven 
Zusammenhang der Indizien, der dem Beweisergebnis zu­
grunde liegt, in der Anklage darzulegen. Diese Erwägungen 
des Staatsanwalts sind nicht nur für die gerichtliche Ent­
scheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens be­
deutsam, sondern auch für das Recht auf Verteidigung. 
Eine juristische Beurteilüng der Straftat ist bei einfachen 
Sachverhalten nicht erforderlich, wenn schon aus der 
Schilderung des Sachverhalts ersichtlich ist, daß der Tat­
bestand erfüllt ist. In komplizierten Verfahren, insbeson­
dere bei Fahrlässigkeitsdelikten, muß dagegen eine recht­
liche Würdigung in der Anklage enthalten sein. Als Be­
weismittel sind in der Anklageschrift grundsätzlich nur 
diejenigen anzuführen, die in der Hauptverhandlung zur 
Beweisführung benötigt werden. Das Gericht soll damit 
einen Überblick über die vorhandenen Beweise — bei 
komplizierten Sachverhalten geordnet nach einzelnen Be­
weisthemen — erhalten. Dabei sind schriftliche Beweis­
mittel exakt zu bezeichnen. Bei einer Vielzahl von Belegen,

die in Sammelmappen untergebracht sind, genügt u. E. die 
Angabe der Sammelmappe als Beweismittel, ohne daß die 
Belege einzeln in der Anklageschrift zu nennen sind.
Die Beweismittel können in der Anklageschrift unmittel­
bar nach dem Tenor, aber auch nach dem wesentlichen 
Ermittlungsergebnis genannt werden.
Die Anklageschrift wird beschlossen durch die Anträge auf
— Eröffnung des Hauptverfahrens,
— Bestimmung eines Verhandlungstermins,
— Entscheidung über die Fortdauer einer eventuellen Un­

tersuchungshaft,
— Zulassung des gesellschaftlichen Anklägers oder Vertei­

digers und
— Schadenersatz.
Maßnahmen zur Beseitigung der festgestellten Ursachen 
und Bedingungen von Straftaten gehören nicht in die An­
klageschrift, sind aber gemäß § 155 Abs. 2 StPO aktenkun­
dig zu machen. Auch die Vorschläge des Staatsanwalts über 
den zur Teilnahme an der Hauptverhandlung besonders 
einzuladenden Personenkreis sowie den Ort und die Zeit 
der Hauptverhandlung (§ 155 Abs. 3 StPO) gehören nicht in 
die Anklageschrift. Darüber ist ein gesonderter Vermerk 
anzufertigen.
MONIKA BÖHRENZ,
Staatsanwalt des Kreises Dresden-Land 
JÜRGEN ORLAMÜNDE,
Staatsanwalt des Kreises Sebnitz

Zur Höhe des Schadenersatzes bei Diebstahl 
von Waren aus volkseigenen Produktions-, 
Großhandels- oder Einzelhandelsbetrieben 
aus preisrechtlicher Sicht
Bei Diebstahl von Waren aus Produktions-, Großhandels­
oder Einzelhandeisbetrieben ist sowohl der durch den An­
griff auf das sozialistische Eigentum verursachte gesell­
schaftliche Schaden als auch der Schaden zu beachten, der 
dem jeweiligen Produktions-, Großhandels- oder Einzelhan­
delsbetrieb konkret zugefügt worden ist. Während die 
Höhe des verursachten gesellschaftlichen Schadens mitbe­
stimmend für die Beurteilung der Tatschwere ist, ist die 
Höhe des gesetzlichen Anspruchs des geschädigten Betrie­
bes bestimmend für die Verurteilung des Schädigers zur 
Schadenersatzleistung.
Ausgehend hiervon ergibt sich aus preisrechtlicher Sicht, 
daß für die Berechnung der Höhe des gesellschaftlichen 
Schadens und des gesetzlichen Schadenersatzanspruchs 
eines Betriebes nach den Bestimmungen des § 336 Abs. 1 
ZGB unterschiedliche Preisarten (Industrieabgabepreis, 
Großhandelsabgabepreis, Einzelhandelsverkaufspreis) zu­
grunde zu legen sind.
Um Voraussetzungen für eine einheitliche Rechtsprechung 
bei Diebstahl von Waren aus Produktions-, Großhandels­
oder Einzelhandelsbetrieben zu schaffen, orientierte das 
Oberste Gericht der DDR auf seiner 8. Plenartagung am
18. Dezember 1974 zur Erhöhung der Wirksamkeit der 
Rechtsprechung bei Straftaten gegen das sozialistische 
Eigentum darauf, der Berechnung des gesellschaftlichen 
Schadens und damit der Beurteilung der Tatschwere und 
der Strafzumessung grundsätzlich den Einzelhandelsver­
kaufspreis zugrunde zu legen (NJ 1975 S. 71 ff. [75]). Dage­
gen ist für die Höhe des gesetzlichen Schadenersatzanspruchs 
des jeweiligen Betriebes und damit für die Schadenersatz­
verurteilung des Schädigers beim Diebstahl von Waren aus 
Produktionsbetrieben der Industrieabgabepreis, aus Groß­
handelsbetrieben der Großhandelsabgabepreis und aus Ein­
zelhandelsbetrieben der Einzelhandelsverkaufspreis anzu­
wenden (vgL dazu W. M e h r und S. W i t t e n b e c k ,  „Zur 
Höhe des Schadenersatzanspruchs bei Diebstahl in Groß­
handels- und Produktionsbetrieben“, NJ 1975 S. 720 f.; 
W. H u r i b e c k ,  „Zum Umfang des Schadenersatzes bei
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